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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 483/09 B 
 
L 13 R 38/09 WA (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 6 R 319/06 (SG Aachen) 
 
 
 
……………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 18. Januar 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 18. September 

2009 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 18.9.2009 hat das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (LSG) den vom Klä-

ger geltend gemachten Anspruch auf Gewährung von Rente wegen voller Erwerbsminderung 

mit dem ungeminderten Zugangsfaktor 1,0 verneint. Zur Begründung hat es sich dabei auf die 

Urteile des 5. Senats des Bundessozialgerichts (BSG) vom 14.8.2008 berufen (B 5 R 32/07 R, 

B 5 R 88/07 R, B 5 R 140/07 R sowie B 5 R 98/07 R zu Hinterbliebenenrenten). 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er rügt eine Abweichung des LSG von der Rechtsprechung des BSG. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 28.12.2009 genügt nicht 

den gesetzlichen Anforderungen, weil der von ihm allein geltend gemachte Zulassungsgrund 

der Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht 

ordnungsgemäß bezeichnet worden ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Zur formgerechten Rüge des Zulassungsgrundes der Divergenz ist in der Beschwerdebegrün-

dung nicht nur die Entscheidung genau zu bezeichnen, von der die Entscheidung des LSG ab-

weichen soll; es müssen auch entscheidungstragende abstrakte Rechtssätze im 

Berufungsurteil und in einer höchstrichterlichen Entscheidung gegenübergestellt werden; 

darüber hinaus muss näher begründet werden, weshalb diese nicht miteinander vereinbar sind 

und inwiefern die Entscheidung des LSG auf der Abweichung beruht. Nicht hingegen reicht es 

aus, auf eine bestimmte höchstrichterliche Entscheidung mit der Behauptung hinzuweisen, das 

angegriffene Urteil weiche hiervon ab, oder wenn die im Einzelfall fehlerhafte Anwendung eines 

als solchen nicht in Frage gestellten höchstrichterlichen Rechtssatzes durch das 

Berufungsgericht geltend gemacht wird (vgl BSG vom 29.3.2007, SozR 4-1500 § 160 Nr 13 

RdNr 17; BSG vom 26.6.2006, SozR 4-1500 § 160 Nr 10 RdNr 4; BSG vom 29.11.1989, SozR 

1500 § 160a Nr 67 S 89 f; BSG vom 29.9.1975, SozR 1500 § 160a Nr 17 S 21 f). 

 

Der Kläger trägt vor, das LSG weiche von der Rechtsprechung des 4. Senats des BSG vom 

16.5.2006 (B 4 RA 22/05 R) ab und stütze sich auf die Entscheidungen des 5. Senats des BSG 

vom 14.8.2008. Dieser sei bewusst vom Urteil des 4. Senats vom 16.5.2006 abgewichen und 

habe sich daran nicht gehindert gesehen, weil der 4. Senat nach einer Änderung des Ge-

schäftsverteilungsplans mit Wirkung zum 1.1.2008 für Streitigkeiten aus dem Recht der gesetz-

lichen Rentenversicherung nicht mehr zuständig sei und der an die Stelle des 4. Senats getre-

tene 13. Senat des BSG auf Anfrage erklärt habe, an dieser Rechtsprechung des 4. Senats 

nicht mehr festzuhalten. Dennoch bleibe die Entscheidung des 4. Senats vom 16.5.2006 weiter-

hin existent. Demzufolge lägen unterschiedliche BSG-Entscheidungen zu der selben Rechts-

frage vor. 

 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
  

 

Mit diesem Vortrag hat der Kläger die Darlegungserfordernisse für eine Divergenz nicht erfüllt. 

Denn er hat nicht aufgezeigt, dass das LSG von aktueller höchstrichterlicher Rechtsprechung 

abgewichen ist. Ein Berufungsgericht weicht nur dann iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG von einer 

Entscheidung des BSG ab, wenn es einen abstrakten Rechtssatz aufstellt, der einer zum 

selben Gegenstand gemachten und fortbestehend aktuellen abstrakten Aussage des BSG 

entgegensteht. Für die Zulassung fehlt es an der erforderlichen Klärungsbedürftigkeit, wenn die 

(gerügte) Divergenz eine ältere, inzwischen aufgegebene Rechtsprechung des 

Revisionsgerichts betrifft (vgl BSG vom 19.3.1986, SozR 1500 § 160a Nr 58 S 77). Eben dies 

aber ergibt sich aus der Beschwerdebegründung. Der Kläger trägt selbst vor, dass sich das 

LSG auf neuere Rechtsprechung des BSG, nämlich auf die Entscheidungen des 5. Senats vom 

14.8.2008 gestützt habe; der 5. Senat sei in Übereinstimmung mit dem 13. Senat vom Urteil 

des 4. Senats vom 16.5.2006 abgewichen. 

 

Sofern der Kläger mit seinem Bemerken, dass gegen die Entscheidung des 5. Senats vom 

14.8.2008 (B 5 R 140/07 R) inzwischen Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsge-

richt unter dem Az 1 BvR 3588/08 eingelegt worden sei, möglicherweise (sinngemäß) auch eine 

grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG geltend machen 

möchte, ersetzt solch ein pauschaler Hinweis die auch hier notwendige Darlegung zur 

Klärungsbedürftigkeit nicht und rechtfertigt keine Zulassung der Revision wegen 

grundsätzlicher Bedeutung (vgl hierzu ausführlich BSG vom 25.9.2002, SozR 3-1500 § 160a 

Nr 34 S 70 ff). 

 

Der Senat sieht von einer weiteren Begründung gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG 

ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung bei-

zutragen. 

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 Satz 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu ver-

werfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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